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Die Berichterstattung zur ökonomischen Zukunft Deutsch-
lands zeichnet derzeit kein rosiges Bild. Ein Thema steht 
dabei immer wieder im Raum: Die „Deindustrialisierung“ 
der deutschen Wirtschaft. Gemeint ist damit nichts ande-
res als eine neue Abwanderungswelle der deutschen In-
dustrieproduktion ins Ausland, motiviert durch die stark 
gestiegenen Energiepreise infolge des russischen Kriegs 
in der Ukraine. Doch wird hier medial ein Gespenst herauf-
beschworen, das es so gar nicht gibt? Oder ist die Sorge 
vor dem wirtschaftlichen Abstieg Deutschlands durch ei-
ne neue Deindustrialisierungswelle berechtigt?

Auch aus der Industrie sind alarmierende Stimmen zu ver-
nehmen. Der Präsident des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI), Siegfried Russwurm, sieht Deutsch-
lands Geschäftsmodell unter „enormen Stress“ und hält 
die „Gefahr einer industriellen Abwanderung“ für „real“. 
Es gehe darum, „das Überleben der Industrie in Deutsch-
land und Europa zu sichern“. Denn als beliebtes Abwan-
derungsziel der deutschen Industriebetriebe gelten vor 
allem die USA, weil dort die Energiepreise im Vergleich zu 
Deutschland besonders niedrig sind. Laut einer Umfra-
ge des Deutschen Industrie- und Handelskammertages 
(DIHK) vom Oktober 2022 würden rund 62 % der 3.100 be-
fragten deutschen Unternehmen die aktuelle Geschäftsla-
ge in Nordamerika positiv bewerten. Fast 39 % gaben an, 

in den nächsten Monaten höhere Investition in den USA 
tätigen zu wollen. Investitionen in die Eurozone wollen da-
gegen nur 32 % erhöhen; 26 % der befragten Unternehmen 
wollen ihr Engagement sogar reduzieren (DIHK, 2022).

Um einzuschätzen, inwiefern die Folgen des Krieges in 
der Ukraine eine Deindustrialisierungswelle in Deutsch-
land begünstigen, bedarf es zunächst einer Bestandsauf-
nahme. Welche Entwicklungen haben sich bereits in den 
vergangenen Jahren vollzogen und wo steht die deutsche 
Industrie heute?

Längerfristige Entwicklung der deutschen Industrie

Betrachtet man die Veränderung der deutschen Indust-
rie in der längeren Frist, so wird deutlich, dass die Dein-
dustrialisierung keine neue Entwicklung ist, sondern sich 
bereits seit Jahrzehnten vollzieht. Allgemein bekannt ist 
der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesell-
schaft, der bereits in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts eingesetzt hat. In den vergangenen beiden Jahr-
zehnten hat sich diese Entwicklung fortgesetzt, wie an 
den geleisteten Arbeitsstunden der Erwerbstätigen zu 
sehen ist: Während die Arbeitsstunden im Verarbeitenden 
Gewerbe – so der richtige Begriff  für die Industrie nach 
der gültigen Wirtschaftszweigklassifi kation – Anfang der 
2000er Jahre rückläufi g waren und seitdem stagnieren, 
stieg die Zahl der Arbeitsstunden in den Dienstleistungs-
bereichen, insbesondere im Informations- und Kommuni-
kationssektor, weiter an (vgl. Abbildung 1).

Der industrielle Strukturwandel zeigt sich jedoch nicht 
nur in der sektoralen Gesamtbetrachtung. Auch innerhalb 
des Verarbeitenden Gewerbes haben sich in den vergan-
genen Jahren tiefgreifende strukturelle Veränderungen 
vollzogen. Zum einen fi el die Beschäftigungsentwicklung 
in den einzelnen Industriezweigen teilweise sehr unter-
schiedlich aus. Während beispielsweise die Herstellung 
von Pharmazeutischen Erzeugnissen einen deutlichen 
Beschäftigungsaufbau verzeichnete, nahm die Zahl der 
Beschäftigten in der Metallerzeugung und -bearbeitung 
deutlich ab (vgl. Abbildung 2).

Zum anderen hat sich die qualifi katorische Zusammen-
setzung der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe 
verändert. Während die Zahl klassischer Produktionsbe-
rufe in der Fertigung seit 2013 stagniert und am aktuellen 
Rand sogar rückläufi g ist, stieg die Zahl der fertigungs-
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Abbildung 1
Arbeitsstunden der Erwerbstätigen in Deutschland

Index 2000 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut. 

Abbildung 2
Beschäftigungsentwicklung in ausgewählten 

Industriezweigen

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 5
Beschäftigungsstruktur im Maschinenbau
Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 3
Beschäftigungsstruktur im Verarbeitenden Gewerbe

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 4
Beschäftigungsstruktur in der Herstellung von 

Kraftwagen und Kraftwagenteilen

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.
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Unternehmensführung und -organisation konnten ebenso 
zulegen, jedoch lag ihr Wachstum leicht unter dem der Ge-
samtbeschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe. Mit einem 
Plus von 15 % konnten die IT- und naturwissenschaftlichen 
Dienstleistungsberufe den größten Zuwachs verzeichnen; 
ihr Wachstum ist seit 2013 ungebrochen. Deutlich ausge-
prägter fällt diese Entwicklung in zwei der bedeutendsten 
Zweige der deutschen Industrie aus. 2021 lag sowohl im 
Maschinenbau als auch in der Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen die Zahl der IT- und naturwissen-
schaftlichen Berufe um etwa 40 % über dem Niveau von 
2013 (vgl. Abbildung 4 und 5). Die rückläufi ge Entwicklung 
der klassischen Fertigungsberufe in der Industrieproduk-
tion ist unter anderem auf zwei Faktoren zurückzuführen. 
Zum einen schreitet die Automatisierung weiter voran, 
sodass weniger Beschäftigte in der Produktion benötigt 

technischen Berufe weiter an (vgl. Abbildung 3). Hierunter 
fallen etwa technische Forschungs-, Entwicklungs-, Kon-
struktions- und Produktionssteuerungsberufe. Berufe in 
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Abbildung 6
Strompreise für Nichthaushaltskunden mittlerer 

Größe1

1 Jahresverbrauch zwischen 500 und 2.000 MWh; alle Steuern und Abga-
ben inbegriff en.

Quelle: Eurostat, ifo Institut.

Abbildung 7
Erdgaspreise

Durchschnittliche monatliche Spotmarktpreise

Quelle: Internationaler Währungsfonds 2022, ifo Institut.
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werden. Zum anderen spiegelt sich darin eine Tendenz zur 
Deindustrialisierung wider. Denn anstatt Produktionska-
pazitäten in Deutschland aufzubauen, werden klassische 
Fertigungsberufe ins Ausland verlagert. Wie aus Daten der 
Deutschen Bundesbank zu ausländischen Direktinvestiti-
onen hervorgeht, sind es im Verarbeitenden Gewerbe ins-
besondere Unternehmen der chemischen Industrie, des 
Maschinenbaus und der Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen, die im Ausland investieren.

Im Gegensatz zu den klassischen Fertigungsberufen steigt 
die Bedeutung von hochqualifi zierten fertigungstech-
nischen Berufen, Berufen in der Unternehmensführung 
sowie IT- und naturwissenschaftliche Dienstleistungsbe-
rufen in der Industrie weiter an. Die inländischen Stand-
orte der deutschen Industrieunternehmen entwickeln sich 
damit mehr und mehr zu Zentren der Unternehmensfüh-
rung und der Forschung und Entwicklung, wohingegen die 
eigentliche Produktion vermehrt im Ausland stattfi ndet. 
Dadurch gewinnt die Erstellung hochwertiger Unterneh-
mensdienstleistungen in Deutschland an Bedeutung.

Neue Deindustrialisierungswelle durch steigende 

Energiepreise?

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass der Energiepreis-
Schock infolge des Kriegs in der Ukraine eine große Her-
ausforderung für die deutsche Industrie darstellt und noch 
darstellen wird. Doch auch vor dem Kriegsausbruch war 
Deutschland bereits ein Industriestandort mit vergleichs-
weise hohen Energiepreisen. Der Strompreis für Industrie-
kunden in Deutschland lag schon seit längerem über dem 
europäischen Durchschnitt. Seit 2014 betrug die Preisdif-
ferenz für Industriestrom zwischen Deutschland und der 
Europäischen Union in etwa 0,05  Ct. je Kilowattstunde 
(vgl. Abbildung 6). Mit dem starken Energiepreis-Anstieg 

in der ersten Jahreshälfte 2022 hat sich diese Preisdif-
ferenz jedoch verringert. Damit könnte das europäische 
Ausland als Investitionsziel für die deutsche Industrie an 
Bedeutung verlieren, wohingegen die USA weiter in den 
Fokus rücken dürften. Denn obwohl die Energiepreise in 
den USA ebenso anstiegen, liegen die dortigen Preise für 
beispielsweise Erdgas weiterhin deutlich unter europäi-
schem Niveau (vgl. Abbildung 7). Das dürfte auch mittel- 
bis langfristig so bleiben, wie eine Analyse der Futures-
Preise für Erdgas und Strom zeigt. Zu den Hauptgründen 
dafür zählen die Mehrkosten, die in Europa durch die tech-
nische Umstellung von Erdgasimporten über Pipelines auf 
Importe von LNG entstehen. Auch die höheren Transport-
kosten bei der Umstellung auf weiter entfernte Lieferanten 
dürfte zur anhaltend hohen Preisdiff erenz beitragen (SVR, 
2022). Hervorzuheben ist jedoch, dass Energiepreise nicht 
der einzige Faktor in der Standortentscheidung von Indus-
trieunternehmen sind. Faktoren wie die Nähe zu Rohstof-
fen und wachsenden Absatzmärkten (z. B. China) spielen 
oft eine ebenso wichtige Rolle.

Zu betonen ist, dass die Energiepreise in Deutschland im 
internationalen Vergleich schon seit längerem höher ausfi e-
len und es zu erwarten war, dass sich die Energiepreise in 
Deutschland auch künftig auf vergleichsweise hohem Niveau 
bewegen dürften. Das liegt zum einen an der Rohstoff armut 
Deutschlands selbst und zum anderen an politischen Ent-
scheidungen, wie dem Verzicht auf Fracking, dem notwen-
digen Vollzug der Energiewende und dem Ausstieg aus der 
Kernenergie. Unternehmen, die in Deutschland produzieren, 
haben sich also bereits mit den Umständen hoher Energie-
preisen arrangiert. Sie haben sich diversifi ziert, indem sie 
energieintensive Produktion ins Ausland verlagert haben, 
energieintensive Vorprodukte aus dem Ausland beziehen 
und/oder in energieeffi  zientere Technik investiert haben. Un-
ternehmen, die in dieser Hinsicht noch nicht gehandelt ha-
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WZ-
Code Industrie

Anteil am Ener-
gieverbrauch der 
Industrie 2020, %

Anteil Energiekosten 
an Bruttoproduktions-

wert 2020, % Marge

SV Beschäftigte, 
% der Industrie-
beschäftigung

Bruttowert-
schöpfung 2020, 
% BWS Industrie

Preiserwartungen 
(Saldo) Okt. 2022

10 Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln 5,70 2,02 1,06 a 9,36 5,71 70,6

17 Herstellung von Papier, Pappe und 
Waren daraus 6,70 4,19 1,15 b 1,77 2,17 27

19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 10,00 0,86 1,07 0,33 4,28 n.a.

20 Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 29,30 3,29 1,24 c 4,91 2,17 33,1

23 Herstellung von Glas, Glaswaren, 
Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden 8,10 4,90 1,17 d 2,98 1,44 72,1

24 Metallerzeugung und -bearbeitung 21,90 4,91 1,18 e 3,84 4,88 50,3

Summe / Durchschnitt 81,70 3,36 1,16 23,19 20,65 50,62

Tabelle 1
Kenngrößen energieintensiver Industrien

a  inklusive WZ 11 & 12; b  inklusive WZ 16 & 18; c  − inklusive WZ 21; d  inklusive WZ 22; e  inklusive WZ 25.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank (2017); ifo Konjunkturumfrage Oktober 2022.

ben und weiter am Tropf billiger russischer Energie hängen, 
laufen Gefahr, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren.

Welche Branchen des Verarbeitenden Gewerbes 

leiden besonders unter der Energiekrise?

Zu den energieintensiven Industriezweigen, deren An-
teil am Gesamtenergieverbrauch der Industrie besonders 
hoch ist, zählen die Herstellung von Nahrungs- und Futter-
mitteln, die Herstellung von Papier, Pappe und Waren dar-
aus, die Kokerei und Mineralölverarbeitung, die Herstellung 
von chemischen Erzeugnissen, die Herstellung von Glas 
und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Er-
den sowie die Metallerzeugung (vgl. Tabelle 1). Alle sechs 
energieintensiven Industriezweige waren 2020 für 81,7 % 
des Gesamtenergieverbrauchs in der Industrie verantwort-
lich. Sie stellen etwa 23,2 % der sozialversicherungspfl ich-
tig Beschäftigten in der Industrie und sind für etwa 20,7 % 
der industriellen Bruttowertschöpfung verantwortlich.

Der Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktionswert 
in allen energieintensiven Industrien liegt bei durch-
schnittlich 3,4 % und somit über dem Durchschnittswert 
des Verarbeitenden Gewerbes (1,6 %). Dieser Anteil mag 
zunächst relativ gering erscheinen – insbesondere im 
Vergleich zu den Personalkosten (20,6 % im Verarbei-
tenden Gewerbe). Ein starker Anstieg der Energiepreise, 
wie wir ihn in diesem Jahr erlebt haben, drückt dennoch 
erheblich auf die Gewinnspanne, wenn Unternehmen die 
gestiegenen Kosten nicht über Preise weitergeben kön-
nen. Besonders betroff en dürften daher Branchen sein, 
die bereits vor der Energiekrise aufgrund der Wettbe-
werbsbedingungen relativ geringe Margen hatten, wie 

beispielsweise die Nahrungs- und Futtermittelindustrie 
(Deutsche Bundesbank, 2017).

Für diese Branchen kommt es also besonders darauf an, die 
gestiegenen Energiekosten in Form höherer Verkaufspreise 
an die Kunden weitergeben zu können. Wie die Ergebnisse 
der ifo Konjunkturumfrage vom Oktober 2022 zeigen, wol-
len vor allem die Hersteller von Nahrungs- und Futtermit-
teln (70,6 Punkte) sowie die Hersteller von Glas, Glaswaren, 
Keramik und der Verarbeitung von Steinen und Erden (72,1 
Punkte) mehrheitlich die Preise erhöhen.1 Dagegen hat nur 
ein geringer Anteil der Unternehmen in der Herstellung von 
Papier, Pappe und Waren daraus positive Preiserwartun-
gen (27,0 Punkte) bei vergleichsweise geringer Marge. Auch 
in der chemischen Industrie haben mit 33,1 Saldenpunkten 
relativ wenige Unternehmen positive Preiserwartungen.

Insgesamt zeigt sich also: Einige Branchen des Verarbei-
tenden Gewerbes sind vom Energiepreis-Schock stark 
betroff en. Allerdings stellen diese nur einen Ausschnitt 
des Verarbeitenden Gewerbes dar.

Rahmenbedingungen müssen verbessert werden

Vor dem Hintergrund der hier präsentierten Zahlen scheint 
die in der öff entlichen Debatte geschürte Angst einer neu-

1  Die Saldenpunkte bei den ifo-Preiserwartungen geben an, wie viel 
Prozent der Unternehmen per saldo ihre Preise erhöhen wollen. Der 
Saldo ergibt sich, indem man vom prozentualen Anteil der Unterneh-
men, die ihre Preise anheben wollen, den prozentualen Anteil derer ab-
zieht, die ihre Preise senken wollen. Wenn alle befragten Unternehmen 
beabsichtigten, ihre Preise zu erhöhen, läge der Saldo bei plus 100 
Punkten. Würden alle ihre Preise senken wollen, läge er bei minus 100.
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en Deindustrialisierungswelle durch die Energiekrise über-
trieben. Das heißt jedoch nicht, dass Unternehmen infolge 
des Energiepreis-Schocks nicht aus dem Markt ausschei-
den werden. Betroff en sind davon vor allem diejenigen 
Unternehmen, die bislang ihre Produktionsstruktur nicht 
ausreichend diversifi ziert haben und/oder in Energieeffi  zi-
enz investiert haben. Dass die Angst um den industriellen 
Exodus Deutschlands ein Stück weit unbegründet ist, zeigt 
auch eine Umfrage des BDI vom September 2022. Darin 
wurden knapp 600 deutsche Industrieunternehmen ge-
fragt, inwiefern die aktuelle Preisentwicklung die Standort-
Planungen beeinfl usst. Knapp die Hälfte, nämlich 48 % der 
befragten Unternehmen, plant demnach nur Investitionen 
in Deutschland (BDI, 2022). Bemerkenswert ist hier: Im Ver-
gleich zum Februar 2022 entspricht das einem Plus von 6 
Prozentpunkten. Hierin könnte sich auch die aufkeimende 
Debatte um Re-shoring widerspiegeln, also die Rückverla-
gerung von Produktionsstandorten nach Deutschland, um 
beispielsweise Außenhandels-Abhängigkeiten von einzel-
nen Ländern zu reduzieren. Demgegenüber stehen 17 %, 
die konkret über eine zeitnahe Verlagerung von Unterneh-
mensanteilen/Arbeitsplätzen ins Ausland nachdenken – ein 
Minus von 5 Prozentpunkten seit Februar 2022.

Gibt das Anlass zur Entwarnung? Nein, denn es bestand 
schon vor der aktuellen Krise eine erhebliche Unsicherheit 
über die Zukunft der deutschen Energieversorgung, die 
möglicherweise Investitionsentscheidungen in Deutsch-
land gebremst hat (Berger et al., 2022). Die Unsicherheit 
hat sich mit der Energiekrise verstärkt. Eine realistische 
Strategie für die künftige deutsche Energieversorgung ist 
daher unabdingbar, damit Unternehmen sich auf langfris-
tige Investitionen in Deutschland einlassen.

Angesichts des rasanten demografi schen Wandels muss 
sich Deutschland darüber hinaus als rohstoff armes Land 
auf seine Stärken im Humankapital besinnen. Dabei soll-
te ein Fokus auf die Stärkung von Aus- und Weiterbildung 
gelegt werden, um das Qualifi kationsniveau an die neuen 
Anforderungen einer digitalen Industrie von Morgen auszu-
richten. Neue internationale Vergleichsstudien zeigen zwar, 
dass Deutschland nach dem PISA-Schock Anfang der 
2000er aufgeholt hat, jedoch bei der Schülerleistung zuletzt 
wieder deutlich zurückgefallen ist. Diese Entwicklung dürfte 
sich angesichts des Umgangs des Bildungssektors mit der 
Coronapandemie weiter verstärkt haben (Zeit Online, 2021).

Auch der Abbau von Regeln und der damit verbundene 
Bürokratieabbau muss stärker vorangetrieben werden. 
Denn Unternehmen brauchen in einem unsicheren, sich 
schnell verändernden Marktumfeld mit hohem Kosten-
druck nicht noch mehr Regulierung, sondern weniger. 
Eng damit verbunden ist auch die Debatte, wie restriktiv 
wir mit dem Rohstoff  Daten umgehen und wie wir die Di-
gitalisierung der öff entlichen Verwaltung voranbringen. 
In beiden Bereichen hat sich gezeigt, dass in Deutsch-
land noch enormes Verbesserungspotenzial besteht 
(Falck et al., 2021).

Doch braucht es auch eine aktive Industriepolitik? Eher 
nicht, denn die bisherigen Erfahrungen damit fallen nicht 
positiv aus. Für Länder an der internationalen Technolo-
giegrenze, wozu auch Deutschland zählt, kommt es viel-
mehr darauf an, Technologieoff enheit hochzuhalten und 
auf mehr Wettbewerb zu setzen, statt weniger (Aghion 
und Howitt, 1997; Falck, 2019). Die wettbewerbliche öf-
fentliche Beschaff ung von Innovationen oder die wett-
bewerbliche öff entliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung, wie sie in den US-amerikanischen ARPA-
Modellen (Advanced Research Projects Agency) vorgese-
hen sind, sollten hier vielmehr als Vorbild dienen als das 
chinesische Modell. Letzteres war sehr erfolgreich, um 
China in vielen Bereichen an die Welttechnologiegrenze 
zu bringen. Ob es jedoch auch taugt, um die Grenze nach 
außen zu verschieben, ist mehr als fraglich.
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Title: Germany's Deindustrialisation: Justifi ed Concern or German Angst?
Abstract: The shrinking of the German manufacturing sector due to the new energy crisis is currently a hotly debated topic. The aim of 
this article is to contribute to this emotional debate by providing evidence on recent developments in the German manufacturing sector. 
The analysis of relevant data concludes that this debate is fueled by infamous German angst rather than hard facts.


